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Natur und Umwelt liegen vielen am Herzen. Viele handeln 
entsprechend. Aber längst nicht alle gehen abstimmen und 
wählen. Warum eigentlich nicht?

Die Wahlforschung zu den letzten eidgenössischen Wah-
len hat Erstaunliches ergeben: Nur 31% der Wahlberechtig-
ten, die 2015 mit den Grünen sympathisierten, haben auch 
wirklich grün gewählt. Ganz anders bei der SVP: 81% ihrer 
Sympathisierenden wählten diese Partei tatsächlich. Die 
SP kam gemäss der Selects-Studie immerhin auf eine Aus-
schöpfung ihres Potenzials von 59%.

Grüne Anliegen sind also in der Bevölkerung stärker 
verbreitet, als es die Wahlergebnisse vermuten lassen. Aber: 
Für wirksamen Umweltschutz braucht es auch politische 
Massnahmen. Sonst bleiben Akteure, die für kurzfristigen 
Profit teure Umweltschäden in Kauf nehmen, im Konkur-
renzvorteil gegenüber rücksichtsvolleren Akteuren. Darum 
ist es widersprüchlich, wenn viele Leute, denen Natur und 
Umwelt am Herzen liegen, an Wahlsonntagen nicht ent-
sprechend handeln.

Jede Stimme zählt
Nun hat die psychologische Forschung gezeigt, dass uns 
vieles davon abhalten kann, Dinge, die wir eigentlich rich-
tig finden, auch wirklich zu tun. Wer bereits im Alltag viel 
Gutes für die Umwelt tut, findet manchmal nicht ganz zu 
Unrecht, es sei nun genug Engagement geleistet. Auch nur 
schon die Überzeugung, die richtige Gesinnung zu haben, 
kann zum Gefühl verleiten, es dabei belassen zu können. 
Auch fällt es uns verständlicherweise besonders schwer, 
das eigene Handeln an Problemen zu orientieren, die 
räumlich und zeitlich noch fern sind, wie etwa die lang-

Brigit Baumberger König, 
Grossratskandidatin 
Bremgarten b. Bern 

Am 25. März bestimmen Sie, ob der Kanton Bern ökologi-
scher und gerechter wird. Überschwemmungen finden bei 
uns inzwischen jährlich statt. Im Ausland erdulden bereits 
jetzt Millionen von Menschen Hurrikane, Dürren oder 
andere Umweltkatastrophen. Daraus resultieren Armut, 
Kriege und Flüchtlingsströme. Gegen die fortschreitende 
Klimakrise kämpfen die Grünen. Liebe Wählerinnen und 

Wähler, auf dem Wahlzettel der Grünen Mittelland-Nord 
präsentieren sich engagierte Frauen und Männer, die 
uneigennützig und tolerant andere Menschen überzeugen 
können. Sie möchten eine lebenswerte Zukunft für alle 
- und wenden sich deshalb auch gegen weiteren Leistungs-
abbau bei den Bedürftigen. Wählen Sie bitte – Grüne!
Alle Kandidierenden: www.gruene-mittelland-nord.ch

Guido Sauter, Präsident 
Grüne Mittelland-Nord, 
Grossratskandidat

Stärken Sie die Grünen im Grossen Rat!

fristigen Folgen des Klimawandels.
Aber, so wie eine nachhaltige Umweltpolitik nicht ohne 

das Engagement von vielen Einzelnen funktioniert, benöti-
gen persönliche Beiträge politische Rahmenbedingungen. 
Nur wenn beides vorhanden ist, können die Umweltziele 
erreicht werden. Auswertungen von Smartvote zeigen, dass 
die Grünen jene Partei sind, die sich am konsequentesten 
für nachhaltigen Umgang mit der natürlichen Umwelt und 
ihren Ressourcen einsetzt.

Wer den Umweltschutz im Kleinen ernst nimmt und 
sich der Grösse der anstehenden Probleme bewusst ist, 
kann sinnvollerweise nicht anders als: wählen. Grün wäh-
len. Jede Stimme zählt!

Thomas König, 
Grossratskandidat, 
Bremgarten b. Bern

Das Spitzenquartett der Grünen Mittelland-Nord für die Grossratswahlen:

Thomas Gerber (bisher), Elisabeth Dubler, Carole Klopfstein und Bruno Vanoni (bisher)

Journal 2018

Januar 2018
www.gruene-mittelland-nord.ch



2 Grüne Mittelland-Nord

Ein zentrales Ziel der Grünen ist erreicht: Das AKW in Mühleberg wird 2019 abgestellt. Am Beispiel der Nachbargemeinde 
Wohlen zeigt sich, warum es die Grünen weiterhin braucht.

Es sind nicht in erster Linie die Steuern, die eine Gemeinde 
anziehend machen. Das zeigen Umfragen – und das Bei-
spiel Münchenbuchsee.

Braucht es die Grünen noch?

Für eine attraktive Gemeinde

AKW MÜHLEBERG ADE!

KLIMA. SCHUTZ. LEBENSQUALITÄT

Vor 100 Jahren war Wohlen eine land-
wirtschaftlich geprägte Gemeinde mit 
etwas Gewerbe. Mit dem Stau der Aare 
zum Wohlensee nach dem 1. Welt-
krieg wurde die Moderne eingeleitet 

Bei Familien und jungen Paaren zählt mehr die Frage, ob 
es im Dorf ein gutes familienergänzendes Angebot (Kita, 
Tagesschule) und eine gute Schule gibt. Wir setzen uns da-
für ein, dass in Münchenbuchsee möglichst bald ein neues 
Gebäude für die Tagesschule entsteht. 

Seit Jahren engagieren wir uns für ein attraktives Dorf-
zentrum. In Münchenbuchsee soll gelebt und nicht nur ge-
schlafen werden. Es braucht darum Tempo 30 auch auf den 
Hauptstrassen. Die Sicherheit zu Fuss und auf dem Velo ist 
uns wichtiger als ein paar Sekunden Zeitgewinn. 

In den vergangenen vier Jahren hat sich die Grüne Freie 

Luzi Bergamin

Thomas Gerber, 
Grossrat, 

Hinterkappelen

auf der grünen Wiese bekämpfen. Mit 
der Volksinitiative «Tafelsilber nicht 
verscherbeln – Gemeindeland ist un-
verkäuflich» waren wir der Zeit etwas 
voraus, erreichten in der Volksabstim-
mung vom letzten September jedoch 
fast 40% Zustimmung. 

Als Grüne bestimmen wir proaktiv 
Themen in der Gemeinde. Zum Bei-
spiel die Nitrat-Belastung der Böden. 
Südlich des Frienisbergs sind Quellen 
vorhanden, die unsere Gemeinde mit 
Trinkwasser versorgen könnten. Doch 
die intensive Landwirtschaft hat das 
Grundwasser stark belastet. Daher las-
sen wir das Trinkwasser aus dem Em-
mental und Aaretal in die Gemeinde 
Wohlen pumpen.
Es braucht die Grünen also weiterhin.

Liste (GFL) stark für solche Anliegen engagiert. In aufwän-
diger Arbeit hat sie die Gefahrenstellen für den Langsam-
verkehr aufgezeigt. Leider ist das Gemeindeparlament nicht 
auf dieses Anliegen eingetreten, weil das Sache des Kantons 
sei. Auch deshalb braucht es eine starke Vertretung der 
Grünen im Grossen Rat. 

Ein attraktives Dorf braucht ein attraktives Naherho-
lungsgebiet. Das ist in Münchenbuchsee vorhanden. Darin 
herrscht jedoch regelmässig Schiessbetrieb. Wir wissen, 
dass es gemeinsam mit andern Gemeinden bessere Lösun-
gen gäbe. Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass Mün-
chenbuchsee für alle lebenswert und attraktiv bleibt.

Luzi Bergamin, Edith Bucheli Waber, Peter Stucki, 
Grossratskandidierende, Münchenbuchsee

Anfangs der 70er Jahre ging an der 
Gemeindegrenze das AKW Mühleberg 
ans Netz. In Hinterkappelen wurde 
viel gebaut. Die Bevölkerung stieg auf 
gut 9000 Einwohnerinnen und Ein-
wohner an. 

Am 20. Dezember 2019 wird das 
AKW Mühleberg abgestellt. Verlieren 
die Grünen in Wohlen und anderswo 
damit ihr Leitthema? Oder werden sie 
gar überflüssig?

Natürlich nicht. Auch ohne AKW 
wird uns die Arbeit nicht ausgehen. Wir 
werden die Wärmeverbünde in Hinter-
kappelen und Uettligen weiter voran-
treiben. Ein besonderes Augenmerk 
richten wir auf die Zersiedelung. Wir 
sagen klar ja zur Siedlungsentwicklung 
nach innen und werden Überbauungen 

Frische Politik 
Seit der Gründung der Jungen Grünen Kanton Bern vor 
10 Jahren konnten wir grosse Erfolge feiern. So reich-
ten wir im Oktober 2016 nach intensiver Sammelphase 
unsere Zersiedelungs-Initiative ein. Kaum ausgeschnauft, 
lancierten wir im April 2017 gemeinsam mit der GSoA 
die Kriegsgeschäfte-Initiative, um die Finanzierung von 
Kriegsgeschäften durch Schweizer Geldinstitute zu 
stoppen. 

Neben der aktiven Politik auf der Strasse wächst auch 

die Vertretung der Jungen Grünen in den Parlamenten: 
So sitzen zum Beispiel in Muri und Köniz je zwei junge 
Grüne im Gemeindeparlament. Solche Ämter sind für uns 
sehr wichtig, denn sie tragen dazu bei, die Interessen der 
jungen Generation in diese Gremien zu tragen und eine 
Politik für die Zukunft mitzugestalten. Um junge Ideen 
auch in den Grossen Rat zu bringen, stellen sich Junge 
Grüne in allen Wahlkreisen zur Wahl – auch auf der Liste 
der Grünen Mittelland-Nord. www.jungewaehlen.ch

Elisabeth Dubler, 
Grossratskandidatin, 

Uettligen

Peter Stucki

Edith Bucheli Waber

Am Wohlensee wird Energiegeschichte geschrieben: Das AKW 

Mühleberg wird abgestellt – auch dank des Einsatzes der Grünen!
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Das Tram Bern-Ostermundigen ist eine massgeschneiderte und ökologische Lösung für ein drängendes Kapazitäts-
problem. Die beiden Standortgemeinden Ostermundigen und Bern haben dem Projekt bereits deutlich zugestimmt. 
Nun kämpfen die Grünen zusammen mit einem breit abgestützten Komitee für ein kantonales Ja.

Die 10er Buslinie Bern – Ostermun-
digen ist eine der meistgenutzten im 
ganzen Kanton und an seiner Kapa-
zitätsgrenze angelangt. Eine weitere 
Zunahme der Passagierzahlen ist zu 
erwarten. Mit dem Fahrplanwechsel 
wurde der Takt deshalb auf 2 Minuten 
erhöht. Mehr geht nicht, sonst stehen 
die Busse im eigenen Stau. Das Tram 
bietet doppelt so viel Platz wie ein Bus 
und ist somit das ideale Verkehrsmit-
tel für diese Linie – heute und auch in 
Zukunft. 

Das Projekt ist nach der ersten Ab-
lehnung durch Ostermundigen im Jahr 
2014 verkleinert und verbessert worden. 
2016 hat Ostermundigen dem neuen 
Projekt zugestimmt, ebenso wie sich 
2017 auch die Stadt Bern und der Gros-
se Rat deutlich für die Tramlinie ausge-
sprochen haben.

Wie alle technischen Einrichtungen 
hat auch das Tram Nachteile. Die teils 

Jan Remund, 
Grossratskandidat
Co-Präsident Grüne 
Kanton Bern

Utiliser les transports en commun ? Oui, mais le système 
n’est pas performant ! Des projets pour améliorer les ser-
vices ? Non merci, c’est trop cher ! Mais que voulons-nous 
au final ? Il est temps de se rendre compte que sauver 
la Terre a un prix. Alors oui, il faut soutenir des projets 
comme celui du tram Bern-Ostermundigen. Pour faciliter 
les trajets entre domicile, travail et centre-ville. Parce-

que nous nous devons de progresser vers un monde plus 
durable. Cela ne sera pas sans inconvénient, mais nous 
ne pouvons pas avancer sans avoir à faire de sacrifices. 
Le résultat sera à la hauteur des efforts que nous aurons 
donnés!
Alors ne loupez pas le tram, il est en marche vers un 
avenir plus vert !

Pour une mobilité plus verte

Margaux Jay, candidate 
au Grand Conseil, 
Jura Bernois

neu zu pflanzende Allee entlang der Os-
termundigen-Strasse wird nicht mehr 
gleich dicht aufgeforstet/ersetzt werden. 
Für Velofahrende sind Tramschienen 
ein zusätzlicher Gefahrenherd, weshalb 
auch eine neue, parallele Veloachse ge-
plant ist. Die Nachteile wiegen die Vor-
teile bei weitem nicht auf. 

Mehrwert für die Region 
Verdichtung schützt Kulturland und 
ist auch im Raum Bern eine wichti-
ge Massnahme, um gegen die Zer-
siedelung vorzugehen. Verdichtung 
bedingt aber auch leistungsfähigere 
Verkehrsmittel. Verkehrsträger wie die 

Christine Häsler, 
Nationalrätin, 
Regierungsrats-
kandidatin

tram schützt kulturland
tram region bern

S-Bahn ergänzen das Tram, ersetzen 
es aber nicht. Elektrifizierte Mega-
busse mögen für viele öV-Linien zu-
kunftstauglich sein, für die Linie nach 
Ostermundigen reicht die Kapazität 
aber nur bis 2035. Nicht zuletzt ist die 
gute öV-Erschliessung auch ein wichti-
ger Standortfaktor für die Wirtschaft. 
Von einer florierenden und nachhalti-
gen Wirtschaft in der Agglomeration 
profitiert der ganze Kanton Bern. Die 
Investitionen von gut 100 Millionen 
Franken sind somit auch wirtschaft-
lich sinnvoll. 

Es gilt, am richtigen Ort das Nötige 
zu tun. Für den ganzen Kanton Bern.

JA Zum TRAM
  Busse der Linie 10 sind über-

füllt – das Tram schafft Platz für 
Passagiere

  Verdichtetes Bauen stoppt Kul-
turlandverlust – das Tram machts 
möglich

  Mehr Steuerfranken für alle – 
eine Tramerschliessung ermöglicht 
die Ansiedlung neuer Firmen

Mehr Infos: www.jazumtram.ch 



4 Grüne Kanton Bern4 Grüne Kanton Bern

Le 4 mars 2018 les Suisses seront appelés à voter sur 
l’initiative connue sous le nom de « No billag ». Cependant, 
ce nom est aussi trompeur qu’imprécis, car l’initiative 
demande que la Confédération « ne subventionne aucune 
chaîne de radio ou de télévision … Aucune redevance de 
réception ne peut être prélevée par la Confédération ou 
par un tiers mandaté par elle. » 

Si de nombreux contribuables se réjouissent que la 
mal-aimée facture « billag » disparaisse et que le monopole 
RTS soit remis à sa place, l’intention des initiants ultralibé-
raux va bien plus loin que cela. Le vrai caractère se révèle 
dans l’article 3 du nouveau texte légal : « La Confédération 
met régulièrement aux enchères des concessions de radio 
et de télévision. »

La conséquence est brutale : l’adoption de l’initiative 
«Oui à la suppression des redevances radio et télévision» 
mènera à la disparition non seulement de la RTS, mais 
également de la plupart des chaînes radio et télévision 
régionales en Suisse. En revanche, des entreprises de 

médias privées ou même des multinationales dans le 
domaine de la presse et de la télévision pourraient se par-
tager le marché suisse. Ou, plus précisément, la partie du 
marché qui se révèlera économiquement intéressante. Ce 
seront avant tout les grandes chaînes allemandes comme 
PRO7, Sat1 ou encore RTL qui inonderont la Suisse avec 
leurs programmes commerciaux et publicitaires. Ceci 
dit, on peut soupçonner que la plupart des diffusions se 
feront en allemand, car le marché francophone, limité en 
Suisse, aura de la peine à conserver des programmes va-
riés. Quant au Tessinois, il serait illusoire de penser qu’un 
programme privé sera produit pour nos compatriotes 
méridionaux.

Et pour ce qui est des émissions d’information : Il 
n’existe nulle part en Europe un téléjournal de qualité qui 
survive sans être financé au moins partiellement par des 
redevances publiques.

Votons alors NON à « No billag » le 4 mars 2018 afin 
d’assurer la diversité médiatique en Suisse.

                                « No billag » et la diversité médiatique en Suisse

Chaos in der Schule? Das will nie-
mand. Deshalb braucht es ein NEIN 
zur Initiative «Für demokratische 
Mitsprache – Lehrpläne vors Volk». 
Die Grünen sind Teil eines breiten 
NEIN-Komitees, in dem die meisten 
Parteien, HIV, KMU, Bildung Bern 
und der VPOD vertreten sind. 

Nein zum Chaos in der Schule
Kantonale «Lehrplaninitiative» 

«NEIN zur Lehrplan- 
Initiative am 4. März!» 

 

	 	www.nein-zur-lehrplan-initiative.ch

Anna-Katharina Zenger
Grossratskandidatin, 

Vize-Präsidentin Grüne 
Kanton Bern

Christoph Grupp, député,
Conseiller de Ville Bienne

Die Initiative will die Zuständigkeit 
für den Erlass der Lehrpläne neu dem 
Grossen Rat bzw. dem Volk übertra-
gen. Damit würden jahrelange Dis-
kussionen darüber, welche Ziele die 
Schule zu erfüllen hat, beginnen. Als 
Beispiel: Ob nun Musik wichtiger als 
Mathematik sei oder beide Fächer 
gleich zu gewichten seien, würde im 
Grossen Rat bzw. per Volksabstim-
mung entschieden.

Davon wäre auch die Einführung 
des Lehrplans 21 betroffen. Die Arbei-
ten an der Einführung des Lehrplans 
21 würden sistiert, obschon die Wei-
terbildungen in vollem Gang und die 
Lehrmittel konzipiert sind. Neue gros-
se Reorganisationen und das Chaos 
wären vorprogrammiert. 

Chaotisch würde es auch, weil die 
Inhalte und pädagogischen Vorgaben 
eines Lehrplans zum Spielball politi-
scher Auseinandersetzung würden. 
Die Erarbeitung eines Lehrplans muss 
den Fachleuten aus Theorie und Pra-
xis überlassen werden. Ein Lehrplan 
ist ein Fachwerk und kein Wunsch-
programm von Politik und forsch for-
dernden Bevölkerungsgruppen, die 
auf konkrete Bildungsinhalte Einfluss 
nehmen wollen. 

Bern als Teil des Harmos-Konkordats
In einer Volksabstimmung unterstütz-
te die Bevölkerung des Kantons Bern 
2009 den Beitritt zum Harmos-Kon-
kordat, das sprachregional einheitliche 
Lehrpläne vorsieht. Die zunehmende, 
berufliche Mobilität verlangt die Har-
monisierung der Schulsysteme, der 
Lerninhalte und die Durchlässigkeit 
zwischen den Kantonen.

Inhaltliche Unabhängigkeit
Lehrpläne vors Volk zu bringen, be-
deutet nicht mehr Demokratie, son-
dern weniger. Denn Lehrpläne werden 
im intensiven Austausch mit allen Be-
teiligten erarbeitet. Gesellschaftliche 
Entwicklungen und wissenschaftliche 
Erkenntnisse werden aufgenommen 
und umgesetzt, als Grundlage für das 
Lernen. Dies garantiert Qualität und 
schützt vor kurzfristigem Denken und 
Willkür. Dieses Werk den politischen 
Interessen auszusetzen, würde die 
inhaltliche Unabhängigkeit gefähr-
den. Solche Argumente führten auch 
in den Kantonen AG, BL, SO, SH, SG 
und TG zur Ablehnung ähnlicher Ini-
tiativen. Chaos in der Schule, weil alle 
mitreden wollen? Nein danke!
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Es grünt auf Gemeindeebene
Erfolgreiches 2017

Am 15. Januar 2017 wurde Alec von 
Graffenried mit 58 Prozent zum ers-
ten grünen Stadtpräsidenten von Bern 
gewählt. Im September konnten die 
Grünen in Köniz ihren Gemeinderats-
sitz verteidigen, Hansueli Pestalozzi 
folgt auf Rita Haudenschild. Auch den 
Jungen Grünen gelang im Parlament 
ein Sitzgewinn. Erfolgreich waren die 
Grünen zudem in Nidau, wo sie ihre 
Parlamentssitze von drei auf sechs 
verdoppelten. In Lyss wurde der grüne 
Sitz gesichert. In Wohlen haben die 
Grünen im November den Gemeinde-
ratssitz von Maria Iannino mit einem 
Anteil von 17.4 Prozent mit Bravour 
verteidigt und neu wurde Lisi Dubler 
von den Jungen Grünen in die Ge-
schäfts- und Ergebnisprüfungskom-
mission gewählt. Bestätigt wurden 
auch die beiden grünen Gemeinde-
rätinnen Claudia Drexler und Chris-
tine Scheidegger in Mühlethurnen. 
In Münsingen haben die Grünen mit 
20.4 Prozent rekordverdächtige Resul-
tate erreicht: Jede fünfte Person wählt 
grün! Vera Wenger-Storz wurde als Ge- Andrea De Meuron, 

Fraktionspräsidentin, 
Grossrätin, Stadträtin 
Thun

In den Gemeindewahlen waren die Grünen im letzten Jahr erfolgreich. 
77 Mandate in Gemeindeparlamenten und 19 Exekutivsitze sind aktuell in 
der Hand von Grünen.

Bei den Grünen sind die Frauen in 

der Gemeindepolitik paritätisch 

vertreten. In Wohlen haben vier 

Junge Grüne Frauen auf Gemeinde-

ebene kandidiert. 

meinderätin bestätigt und Beat Moser 
bleibt grüner Gemeindepräsident. 

Hoher Frauenanteil
Total haben die Grünen im Kanton 
Bern 77 Sitze in Gemeindeparlamen-
ten, dazu kommen gewählte Kom-
missionsmitglieder in Gemeinden 
ohne Parlamente. Mandate in Ge-
meindeexekutiven gibt es 19: Grüne 
Gemeinderatsmitglieder gibt es z.B. 
in Guttannen, Saxeten, Madiswil oder 
im Berner Jura, Plateau de Diesse. Der 
Frauenanteil der Grünen auf Gemein-
deebene ist erfreulicherweise fast pa-
ritätisch. In den Parlamenten liegt er 
bei 53 Prozent, in den Exekutiven sind 
es 47 Prozent. Damit sind die Grünen 
die frauenfreundlichste Partei auf Ge-
meindeebene. Diese Resultate geben 
Schwung für die Grossratswahlen 
am 25. März 2018. Bei den Thuner 
Gemeindewahlen im November 2018 
wollen wir das grüne Wunder auf Par-
laments- und Gemeinderatsebene wie-
derholen.

Grüne in der Regierung: Ein Erfolg!
Rückblick

Dank rot-grüner Mehrheit und grünem Engagement hat 
die Nachhaltige Entwicklung grosses Gewicht in der Re-
gierungspolitik erhalten. Drei Mal war sie zentrale Richt-
schnur der Regierungsrichtlinien. 

Wichtig war Nachhaltige Entwicklung auch in der Bil-
dungspolitik, mit konkreten Projekten auf Sek II- wie auf 
Hochschulstufe, und in der Kultur. Meine Präsenz im Re-
gierungsrat hat zugleich mitgeholfen, Nachhaltigkeit in an-
deren Direktionen als starkes Thema zu stützen.

Menschen und nicht Ideologien in der Bildung
In der Bildungspolitik traf ich 2006 technokratische 
Haltungen an – ideologische Konzepte und neoliberale 
Standardisierungs- und Messideen. Mit meiner grünen 
Grundhaltung, vom Menschen und nicht von Ideologien 
auszugehen, fragte ich nach den Bedürfnissen der Schüle-

Bernhard Pulver, 
Erziehungsdirektor und 
Regierungspräsident 

rinnen und Schülern, der Lehrpersonen, der Dozierenden 
und Forschenden. Weniger Reformen, mehr Freiräume, Re-
spekt vor der Vielfalt der pädagogischen Wege und Lösun-
gen, Wertschätzung gegenüber den Lehrkräften waren eine 
erfolgreiche Richtschnur. Die Bildungspolitik in Bern und 
in der Schweiz hat sich seither gewandelt. Im Kanton Bern 
ist die Erziehungsdirektion heute eine geschätzte Partnerin 
der Bildungsinstitutionen.

Viele konkrete Erfolge könnten aufgezählt werden – eini-
ge Beispiele: Breite Einführung der Tagesschulen, Stärkung 
des Kindergartens, Einführung der Basisstufe, gesicherte 
Lohnentwicklung der Lehrpersonen, mehr Autonomie für 
die Hochschulen, Standortlösung für die Berner Fachhoch-
schule inkl. neues Cleantech-Teclab in Burgdorf, Stärkung 
der Kulturinstitutionen in den Regionen und den grösseren 
Städten – alles gut abgestützte win-win-Lösungen für den 
Kanton.

Das zeigt: Unsere Vertretung in der Regierung kann 
grüne Anliegen umsetzen. Mit Christine Häsler geht die 
grüne Präsenz im Regierungsrat weiter!

2006 wurde ich in den Regierungsrat gewählt. Ein Blick 
zurück auf die letzten zwölf Jahre zeigt: Ein Grüner kann 
in der Regierung viel erreichen. 
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VOLKSINITIATIVE «NO BILLAG»

Mehr Kommerz und Medien-Einfalt?

Grosse Aufregung herrschte letztes Jahr in Bern, als der 
Zürcher Tamedia-Konzern für die beiden Berner Tageszei-
tungen «Bund» und «BZ» gravierende Abbaupläne schmie-
dete. Die bürgerlichen Parteipräsidenten protestierten; von 

Medienvielfalt und Qualitätsmedien sind zunehmend in Gefahr. Die Volksinitiative «No Billag» würde alles noch 
viel schlimmer machen - gerade im Kanton Bern. Denn sie betrifft nicht nur die SRG-Gebühren, sondern auch unsere 
Demokratie, den nationalen Zusammenhalt, die kulturelle Vielfalt und nicht zuletzt viele Arbeitsplätze.

der SP bis zur SVP interpellierten Grossräte wegen des 
«Medieneinheitsbreis aus Zürich». Mit einer dringlichen 
grünen Motion brachte Natalie Imboden in der November-
session den Auftrag an den Regierungsrat durch, die Förde-
rung der Medienvielfalt anzugehen. 

Der Auftrag, Unabhängigkeit und Vielfalt der Medien zu 
unterstützen, steht freilich längst in der Kantonsverfassung. 
Nur hat der Grosse Rat konkrete Massnahmen 1997 schnöde 
abgelehnt – und seither herrscht Funkstille. Für die Zeitun-
gen aber hat sich die Lage dramatisch verschlechtert. Ihre Ak-
tionäre pochen auf Rendite, die Abonnentenzahl schrumpft, 
und Werbung wandert ins Internet ab, wo Informationen gra-
tis herumschwirren – und Fake-News dazu!

Was «No Billag» wirklich will
So sind die gedruckten Qualitätsmedien zunehmend unter 
Druck – bedingt durch wirtschaftliche und technologische 
Trends. Da ist es doch geradezu absurd, auf politischem Weg 
zusätzlich noch jene elektronischen Medien zu gefährden, 
die sich um Qualität bemühen und vielfältige Informationen 
verbreiten müssen. Denn genau darum geht es bei der «No-
Billag»-Initiative: Sie will nicht nur die «Billag-Gebühren» ab-
schaffen – nein, sie will auch jene Grundsätze aus der Bundes-
verfassung streichen, die Radio und Fernsehen verpflichten:

   zur Bildung, kulturellen Entfaltung und freien Mei-
nungsbildung beizutragen, 

   auf die Besonderheiten der viersprachigen Schweiz, die 
Bedürfnisse der Kantone und die Rolle der Presse Rücksicht 
zu nehmen sowie 

   sachgerecht zu informieren und Meinungsvielfalt zu pflegen.
Stattdessen will «No Billag» das neoliberale Prinzip 

in die Bundesverfassung schreiben, dass die Konzessi-
onen für Radio und Fernsehen regelmässig versteigert 
werden – an die Meistbietenden aus dem In- und Aus-
land. Kein Wort mehr soll drin stehen über unabhängige 
Beschwerdein-stanzen, und die SRG mit ihren Leistungen 
für sprachliche Minderheiten soll ohne Gebühren auskom-
men – sie würde dadurch im Konkurrenzkampf gegen 
ausländische Medienkonzerne empfindlich geschwächt. 

Die «No-Billag»-Initiative trifft aber nicht nur 
die SRG und ihre Arbeitsplätze. Ihr Gebühren-
Verbot würde auch die Budgets von 38 regiona-
len Radio- und TV-Stationen um einen bis zwei 
Drittel reduzieren. Telebärn, das zweisprachige 
Tele Bielingue, Radio Neo1 im Emmental, Beo 
im Oberland und das nicht-kommerzielle RaBe 
müssten massiv abbauen oder ganz aufgeben. 

Darum kann die Antwort am 4. März nur heis-
sen: NEIN zu «No Billag» – Medien-Vielfalt statt 
Einfalt! 

www.nonobillag.ch

Parolen
Der Vorstand der Grünen Kanton 
Bern empfiehlt folgende Parolen 
für die Abstimmungen vom 
4. März (siehe www.gruenebern.ch 
für mehr Informationen und den 
Beschluss der Delegiertenver-
sammlung vom 30. Januar): 

National
  NEIN zur Initiative «Ja zur Abschaffung 	

der Radio- und Fernsehgebühren» (No-Billag)
  JA zur neuen Finanzordnung 

Kantonal
  JA zur Projektierung und Realisierung des 

Tram Bern-Ostermundigen
  NEIN zur Initiative «Für demokratische 

Mitsprache – Lehrpläne vors Volk!» 

Bruno Vanoni, Grossrat, 
ehem. Journalist bei 

SRG und Printmedien



7Grüne Mittelland-Nord

Bildung ist ein wertvoller Grundpfeiler einer modernen, aufgeklärten Gesellschaft. Sie ermöglicht uns, eine eigenständi-
ge, selbstkritische und weitsichtige Lebensweise, und sie ist zugleich die Basis für Wohlstand und soziales Miteinander. 

Obwohl wir in der Schweiz einen sehr hohen Standard ge-
niessen, haben nicht alle Menschen den gleichen Zugang 
zu Bildung. Am Ende der Volksschule können sich viele für 
ihren Berufs- und Ausbildungsweg entscheiden. Aber leider 
ist die Wahl zwischen Gymnasium, Berufslehre oder einer 
anderen Ausbildung nicht in allen Familien selbstverständ-
lich - viele können ihren Kindern beispielsweise keine uni-
versitäre Ausbildung finanzieren. 

Obwohl das duale Bildungssystem in der Schweiz sehr 
viele Chancen birgt, haben viele Jugendliche kaum eine 
Chance, ihren Traumberuf zu erlernen. Das Stipendien-
wesen und die Sozialhilfe bieten kaum Unterstützung. In 
einem wohlhabenden Land wie der Schweiz sollte es mög-
lich sein, dass alle Menschen ihren Schul- und Berufsweg 
aussuchen können, ohne dass finanzielle oder materielle 
Hürden im Weg stehen. 

Schliesslich trägt die Bildung auch zu einer starken und 
innovativen Wirtschaft bei – und somit auch zur interna-
tionalen Konkurrenzfähigkeit der Schweiz. Motivierte und 
kluge Arbeitskräfte finden sich nicht nur in der Mittel- und 
Oberschicht. Es wäre schade, wenn wir das Potenzial nicht 

Bildung für alle – gut für alle
GERECHTIGKEIT. FÜR EIN GUTES LEBEN

Auch in Ostermundigen, der fünftgrössten Gemeinde des 
Kantons Bern, ist grünes Engagement gefragt. Sei es für das 
Tram, die Artenvielfalt oder den sozialen Zusammenhalt.

Rund ums Bahnhofareal in Ostermundigen wurden und 
werden die Weichen nicht immer so gestellt, wie wir Grü-
ne dies wünschen. Ein behindertengerechter und kinder-
wagentauglicher Zugang zu den Perrons fehlt nach wie 
vor. Zudem war die Einsprache gegen den Bau des SBB-
Interventionszentrums am Rande des Schosshaldenwaldes 
leider erfolglos. Ohne grosses Medienecho fallen hier Bäu-
me einem problematischen Bauprojekt zum Opfer – wenig 
verdichtet, im Widerspruch zum Entwicklungsleitfaden der 
Gemeinde, trotz naher Wohnzone mit erheblicher Lärmbe-
lastung im zukünftigen Betrieb.

Viel zu reden geben die Bäume hingegen im Hinblick 
auf den Bau des Trams von Bern nach Ostermundigen. Als 
Grüne begrüssen wir das Tram. Es ist eine nachhaltige, 
umweltfreundliche und dringende Lösung – ein weiterer 
Anreiz, vom Auto auf den öffentlichen Verkehr umzustei-
gen. Die Sorge wegen der Bäume teilen wir. Jede Baumkro-
ne weniger ist fürs Stadtklima ein Verlust. Es gehört jedoch 
zum Tramprojekt, dass mehr Bäume neu gepflanzt als ge-
fällt werden. Wir Grünen werden darauf achten, dass solche 

Weichen stellen,
KLIMASCHUTZ. FÜR DIE ZUKUNFT

Carole Klopfstein, 
Grossratskandidatin, 
Muri b. Bern

Adrian Tanner, 
Grossratskandidat, 
Ostermundigen

Ursula Lüthy, 
Grossratskandidatin, 
Ostermundigen

Andreas Burckhardt, 
Grossratskandidat, 
Ostermundigenökologisch wichtige Versprechen eingehalten werden. 

Apropos Grün- und Naturraum: Im letzten Winter 
schnitten pflichtbewusste Mitarbeiter der Gemeindediens-
te tatkräftig Büsche und Sträucher am Lötschenbach und 
im Biotop Weihermatt zurück; es wurden sogar stattliche 
Bäume gefällt. Aus grüner Sicht war diese Rodung wert-
voller Hecken unsachgemäss und sehr bedauerlich. Nach 
Absprache mit dem Trägerverein Lötschenbach suchten wir 
das Gespräch mit den Verantwortlichen – und stiessen auf 
grosses Verständnis. 

So hoffen wir, dass diesen Winter die Weichen so gestellt 
werden, dass Bäume geschont, die Artenvielfalt bewahrt, 
das Tram gebaut und der soziale Zusammenhalt gefördert 
werden.

ausschöpfen – schade sowohl für die Gesellschaft wie auch 
für jedes einzelne Individuum.    

Alle Kandidierenden: www.gruene-mittelland-nord.ch

Beackern politisch als Grüne das Feld in Muri und 

Ostermundigen (v.l.n.r.): Adrian Tanner, Carole Klopfstein, 

Guido Sauter (Regionalpartei-Präsident), Ursula Lüthy, 

Gino Brenni sowie (vorne:) Vera Mitter-Iseli und Andreas 

 Burckhardt kandidieren für den Grossen Rat.

Bäume schonen
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Für 446 Millionen Franken wird die Grauholz-Autobahn auf 8 Spuren ausgebaut. Nötiger wäre eine andere 
Verkehrspolitik – auch im Grossen Rat. 

VERKEHRTE VERKEHRSPOLITIK

Der Riese Botti ist nicht bloss eine Ittiger Fasnachtsfigur 
– er ist auch eine Sagengestalt, deren «Grab» am Rand der 
Grauholz-Autobahn zu finden ist. Das «Grab» ist eine ar-
chäologische Fundstätte, die wegen des Autobahnbaus ver-
schoben werden musste. 

Wenn sich der Riese Botti im Grab umdreht

Und jetzt, 45 Jahre danach, droht dem «Grab» des Riesen 
erneut Ungemach. Es muss wieder verschoben werden, für 
den 8-Spur-Ausbau der Grauholz-Autobahn. Das wäre na-
türlich nicht der einzige Nachteil dieses Strassenprojekts, 
das 446 Millionen Franken verschlingen und allein auf 
dem ersten 5,7 km langen Teilstück 12 Hektaren Land ver-
brauchen soll. 

Doch das Verkehrsproblem wird damit nicht gelöst. Die 
so genannte «Engpass-Beseitigung» wird andernorts neue 
Staus verursachen – und weitere teure Strassenbauten nach 
sich ziehen: im Norden den Sechs-Spur-Ausbau bis nach 
Kirchberg, in Zollikofen eine neue «Entlastungsstrasse» 
zu einem neuen Autobahn-Anschluss, was die staugeplagte 
Ortsdurchfahrt kaum entlasten wird.

Gefordert: kantonale Veloinitiative
Das Beispiel zeigt: es braucht eine andere Verkehrspolitik. 
Doch die bürgerliche Mehrheit im Grossen Rat ist dafür 
nicht zu haben. Sie hat zum Beispiel meinen Vorstoss ab-
gelehnt, der den öffentlichen Verkehr weiterentwickeln und 
intelligentes Verkehrsmanagement forcieren wollte. Sie hat 
auch den Pilotversuch mit Mobility-Pricing verworfen, den 
ich mitangeregt hatte. Der Regierungsrat ist nicht bereit, 
zur Schonung von Kulturland auf den Ausbau der Bolligen-
strasse zwischen Bern und Ostermundigen zu verzichten. 
Offen ist, ob mein jüngster Vorstoss mehr Gehör finden 
wird: für eine kantonale Velo-Offensive! 
Zugegeben: All diese Ansätze könnten die Verkehrslawine 
alleine nicht aufhalten. Aber es wären kleine Schritte auf 
dem richtigen Weg. Damit wir in diesem Sinne vorwärts-
kommen, gilt es am 25. März, die Grünen zu stärken. 
www.brunovanoni.ch 
Alle Kandidierenden: www.gruene-mittelland-nord.ch

Setzen mit Velos, E-Bike, Rollbrett und als Walkerin grüne Akzente gegen den 

wachsenden Grauholz-Autobahn-Verkehr (v.l.n.r): Viktoria Müller, Samuel Scherrer, 

Bruno Vanoni, Marceline Stettler und Edi Westphale kandidieren für den Grossen Rat.

Bruno Vanoni, 
Grossrat, 

Zollikofen

Das Worblental gehört zu den bevorzugten Wohngegenden in der Agglomeration Bern. Die Erschliessung sowohl 
für den motorisierten Verkehr als auch durch den öffentlichen Verkehr ist ausgezeichnet. Weniger gut sah es bisher 
für die Velofahrenden aus.

GUT FÜR DIE REGION

Die Region wäre geografisch dazu prä-
destiniert, tägliches Pendeln mit dem 
Velo nach Bern zu ermöglichen. Aber 
die schnellste und sinnvollste Route 
– weitgehend auf der Kantonsstrasse 
– weist für Velofahrende ungeeignete 
und gefährliche Stellen auf. Deshalb 
blieb die Anzahl regelmässiger Velo-
pendlerinnen und -pendler bisher weit 

Attraktivere Veloroute durchs Worblental

Samuel Scherrer, 
Grossratskandidat, 

Worblaufen

unter dem Potenzial zurück.  
Die betroffenen Gemeinden und 

die Regionalkonferenz Bern-Mittel-
land haben dies erkannt; sie liessen 
deshalb eine Planungsstudie zu ei-
ner neuen Alltagsveloroute zwischen 
Worb und Deisswil entlang der Worble 
erarbeiten. Das nun vorliegende Pro-
jekt ist nicht perfekt, zeigt aber einen 

pragmatischen Weg auf, der auch 
anderswo Schule machen sollte. So 
besteht weiterhin Handlungsbedarf 
für Velopendelnde zwischen Bolligen 
und dem Berner Stadtzentrum. Unser 
Engagement bleibt damit bitter nötig, 
damit auch hier die Velofahrt für alle 
attraktiv wird.
www.bernmittelland.ch
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